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Volniſche Südoſtwolitit 


Oberſt Beck hat für die polniſche Außenpolitik die Parole geprägt: Nichts über 
uns ohne uns! Dieſe Parole bedeutet, daß Polen keine Entſcheidungen anderer 
Mächte anzuerkennen bereit iſt, die die Angelegenheiten ſeiner Intereſſenbereiche betreffen 

und an deren Zuſtandekommen es nicht ſelber mitgewirkt hat. Wenn Polen dieſen An⸗ 
ſpruch durchſetzen will, muß es in den Gebieten, die es als feine Intereſſenbereiche anſieht, 
alſo in der „baltiſchen Region“ und in der „Donauregion“, die die „Gazeta Polska“ 
kürzlich als ſolche Bereiche gekennzeichnet hat, politiſche Stützpunkte haben. 

Mehr oder weniger ſteht das politiſche Spiel um den Donauraum auch heute noch im 
Zeichen der Kleinen Entente. Mit dieſem Verbande der Auchſiegerſtaaten iſt Polen nie⸗ 
mals in ein rechtes Verhältnis gekommen. Selbſt in der Zeit, als Polen noch keine 
ſelbſtändige Außenpolitik zu führen vermochte, ſind die Bemühungen Frankreichs, auf der 
Plattform des Antireviſionismus einen Zuſammenklang zwiſchen dem francophilen Polen 
und dem ebenſo ausgerichteten Mächtedreieck des Südoſtens zuſtande zu bringen, ohne 
Ergebnis geblieben. Polen iſt niemals mit der Kleinen Entente als 
ſolcher, ſondern immer nur mit deren einzelnen Gliedern in 

l politifhe Tuchfühlung getreten. Sein Ziel iſt, wenn es 
vielleicht auch niemals offen geſagt worden iſt, die Sprengung der unter 
tſchechiſcher Führung ſtehenden ungarnfeindlichen Koalition. 
Sein Hauptanſatzpunkt an der Donau iſt Ungarn, deſſen reviſioniſtiſche Abſichten es 
mit zunehmender Offenheit unterſtützt, — ſoweit ſie die ſlowakiſche Frage betreffen. 
Aber mit Ungarn allein läßt ſich keine Donaupolitik machen, am wenigſten die Kleine 
Entente, die gegen eben dieſen Staat gerichtet iſt, ſprengen. 

Bis zum Jahre 1934 iſt die polniſche Südoſtpolitik im allgemeinen nicht mehr als der 
Ausfluß eines übertriebenen Geltungsdranges geweſen, der auf ziemlich fragwürdigen 
hiſtoriſchen Ideologien beruhte. Die Vorausſetzungen dieſer Politik 
haben ſich mit dem Durchbruch des ſowjetiſtiſchen Druckes nach 
Mitteleuropa grundlegend geändert. Wenn die polniſche Außenpolitik 
heute die Forderung aufſtellt, daß im Donauraum keine Entſcheidungen gefällt werden 
dürfen, an denen ſie nicht auch mitgewirkt hat, ſo bedeutet das nicht mehr, daß ſie dort 
einen Führungsanſpruch erhebt, ſondern daß ſie gezwungen iſt, ſich einer machtpolitiſchen 
Entwicklung entgegenzuſtellen, durch die u. U. der Beſtand des polniſchen Staates in Frage 
geſtellt werden kann. 

Das polniſche Verhältnis zu den Mitgliedern der Kleinen 
Entente ſteht heute in urſächlichem Zuſammenhang mit deren 
Verhältnis zur Sowjetunion. Die Tſchechei hat ſich in dieſer Frage 
eindeutig entſchieden. Sie hat ihre Grenzen der Roten Armee und ihre Politik dem 
Bolſchewismus geöffnet. Daß es unter dieſen Umſtänden keine Grundlage einer polniſch⸗ 
tſchechiſchen Zuſammenarbeit gibt, iſt eine Tatſache, die von dem offiziellen Organ des 
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polniſchen Außenminiſters vor kurzem ziemlich eindeutig feſtgeſtellt worden ift und auch 
durch den Umſtand beſtätigt wird, daß der polniſche Geſandtenpoſten in Prag weiterhin 
unbeſetzt bleibt. Es iſt nicht der lokale Konflikt um die Behandlung der polniſchen 
Volksgruppe im Teſchener Schleſten und im Mähriſch⸗Oſtrauer Revier, der die polniſche 
in einen entſchiedenen Gegenſatz zur tſchechiſchen Außenpolitik bringt, ſondern die grund⸗ 
ſätzliche Verſchiedenheit der beiden Staaten hinſichtlich ihrer Einſtellung zur Sowjetunion, 
durch deren politiſch⸗militäriſchen Vorſtoß nach Mitteleuropa ſich die Polen unmittelbar 
bedroht fühlen müſſen, mit deren Hilfe dagegen die Tſchechen den Fortbeſtand ihres ſtaat⸗ 
lichen Zwangsgebildes glauben ſichern zu können. Die Situation wird durch die kürzliche 
Feſtellung des tſchechiſchen Außenminiſters beleuchtet, daß bisher noch kein verantwort⸗ 
licher Politiker Polens von der in dieſem Lande ſehr lebhaften Propaganda für 
eine Aufteilung der Tſchecho-Slowakei abgerückt iſt. 


Mit ſeinem anderen ſüdlichen Nachbarn, Rumänien, iſt der polniſche Staat durch 
das Militärbündnis von 1921 verbunden. Doch iſt man ſich ſchon ſeit langem 
darüber im Klaren, daß ſich die Außenpolitik Titulescus mit dem Sinn dieſes Bündniſſes, 
das auf einer gemeinſamen polniſch⸗rumäniſchen Abwehrſtellung gegenüber dem ſowjeti⸗ 
ſtiſchen Nachbarn beruhte, nicht mehr vereinbaren läßt. Es hat in letzter Zeit nicht an 
polniſchen Verſuchen gefehlt, den abgeſprungenen rumäniſchen Bundesgenoſſen auf die 
Gefahr hinzuweiſen, der er ſich durch ſein Zuſammengehen mit der tſchechiſchen Außen⸗ 
politik A Es iſt in offenbar amtlich inſpirierten Artikeln der polniſchen Preſſe 
verſucht worden, die maßgebenden Bukareſter Kreiſe daran zu erinnern, daß Mos⸗ 
kau die beßarabiſche Grenze preftifh nicht anerkannt hat, 
daß der Pariſer Vertrag von 1920, in dem Großbritannien, Frankreich, Italien und 
Japan die rumäniſche Souveränität über Beßarabien zu garantieren verſprachen, von 
Japan nicht ratifiziert und ſomit auch nicht in Kraft geſetzt worden iſt, daß es aber auch 
eine abſolute Fiktion iſt, den Schutz dieſer Grenze dem Völkerbund oder irgendeinem 
anderen Syſtem der „kollektiven Sicherheit“ zu überlaſſen, daß vielmehr die Sicherheit 
Beßarabiens einzig und allein durch die Zuſammenarbeit der rumäniſchen mit der ver⸗ 
bündeten polniſchen Armee garantiert werden kann. Man gibt ſich in Rumänien 
durchaus keinen trügeriſchen Hoffnungen hin: Man weiß, daß man als Verbündeter 
Moskaus im Kriegsfalle der mehr als zweifelhaften Gutmütigkeit des bolſchewiſtiſchen 
„Freundes“ ausgeſetzt iſt und daß die Rote Armee, wenn fie einmal in Beßarabien 
ſteht, dieſes Land niemals mehr herausgeben wird. Und man ſieht, daß das Durch⸗ 
marſchrecht, das die Tſchechen von Rumänien für ſeinen öſtlichen Bundesgenoſſen verlangt 
und das von Titulescu ohne Wiſſen und ſicherlich gegen den Willen des Königs den 
Sowjets unter der Hand bereits zugeſagt worden iſt, den Anfang vom Ende des nach dem 
Weltkriege erſtandenen großrumäniſchen Staates bedeutet. Man weiß das, aber man 
glaubt, noch mehr als die Gefahr der roten Hilfe das Zuſtandekommen einer reviſioniſtiſchen 
polniſch⸗ungariſch⸗ſüdſlawiſchen Koalition fürchten zu müſſen, von der man annimmt, 
daß ſie ſowohl von deutſcher wie von italieniſcher Seite geſtützt wird. Bei dieſer Lage 
der Dinge ſind die Ausſichten Polens, ſein Verhältnis zu Rumänien 
nocheinmal auf der Grundlage des Militärbündniſſes von 1921 
zu ſtabiliſieren, erklärlicherweiſe gering. 


Dagegen find in Südſlawien zweifellos günſtige Anfag- 
punkte für die Donaupolitik Polens gegeben. Die Tatſache, daß ſich 
Südſlawien bis heute hartnäckig geweigert hat, Moskau anzuerkennen, kennzeichnet die 
Schwierigkeiten, die der ſowjethörigen Politik Dr Beneſchs von dieſer Seite begegnen. 
Die antireviſioniſtiſche e der Kleinen Entente iſt für 
Südſlawien bei weitem nicht mehr fo aktuell, wie man es in Prag und 
Budapeſt gern wahr haben möchte, ſeitdem ſich die ungariſche Reviſions— 
bewegung in kluger Berechnung von Südſlawien abagmwandt 

hat. Es kann für die Funktionsfähigkeit der Kleinen Entente auch nicht förderlich ſein, 
daß Südſlawien in der Habsburgerfrage, die es als ein Hauptproblem der 
Entente aufgefaßt wiſſen möchte, in Prag auf eine zweideutige Haltung und in Rumänien 
auf eine weitgehende Intereſſeloſigkeit ſtößt. Es kommt noch hinzu, daß der nachbarliche 
Ausgleich mit Bulgarien und die guten Beziehungen zu Deutſchland der ſüdſlawiſchen 
Außenpolitik Möglichkeiten eröffnen oder Aufgaben ſtellen, für die im Rahmen der 
Kleinen Entente weder Verſtändnis vorhanden noch Unterſtützung zu finden ſein wird. 
Es ſcheint, daß der kürzliche Befuch des polniſchen Außenminiſters in 
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Belgrad auf deſſen Bemühungen, ſich von der über Prag führenden politifchen Linie 
Paris⸗Moskau abzuſetzen, günſtig eingewirkt hat. 

Im allgemeinen aber ſind die polniſchen Einwirkungen im Donauraum verhältnis⸗ 
mäßig gering. Sie können die Einwirkungen anderer am Rande dieſes Raumes liegender 
Mächte ergänzen oder erſchweren, nicht aber erſetzen oder verdrängen. Sie ſind immer⸗ 
hin ſtark genug, um von den Tſchechen peinlich empfunden zu werden, in Rumänien 
einigen Eindruck zu machen, die Stellung Ungarns zu ſtärken und in Südſlawien als 
Beſtätigung eigner Abſichten Beachtung zu finden. Dr. K. 


Gkladkowſki ſtößt auf Widerſtand 


Es zeigt ſich, daß es auch für einen Miniſterpräſidenten, der ſich auf die Autorität der 
Armee ſtützen kann, keine leichte Aufgabe iſt, die Ruhe und Ordnung in Polen zu 
garantieren. Der Eindruck, den das Zuſtandekommen der Regierung Skladkowſki auf die 
oppoſitionellen Parteien gemacht hat, war, wie es ſcheint, nicht ſo tief, wie die hinter 
dieſer Regierung ſtehenden Kreiſe geglaubt hatten annehmen zu dürfen. Die inner- 
politiſche Gärung, die den Rücktritt Koscialkowſkis herbeigeführt hatte, i ft 
noch nicht überwunden. In Thorn und in Gdingen hat es blutige Zuſammen⸗ 
ſtöße gegeben; in Weſtgalizien hat eine Bande nationaldemokratiſcher Terroriſten der 
Polizei einige Zeit zu ſchaffen gemacht; und vielerorts haben ſich die bei öffentlichen 
Notſtandsarbeiten beſchäftigten Arbeitsloſen von kommuniſtiſchen Hetzern zu z. T. ſtürmiſch 
verlaufenen Demonſtrationen hinreißen laſſen. Das endekiſche Bürgertum 
verhält ſich nach wie vor renitent. Die Maſſe der galiziſchen und kongreßpolniſchen 
Bauern ſchwört unverändert auf den in der Verbannung lebenden Witos, dem der 
Miniſterpräſident Skladkowſki für den Fall feiner Rückkehr nach Polen das Gefängnis 
als paſſende Unterkunft angedroht hat. Und von den in den letzten Monaten wieder 
mobiler gewordenen Sozialiſten iſt der Regierung die ein wenig ironiſche Frage 
vorgelegt worden, mit wem anders ſie denn eigentlich ihr Programm der nationalen Ver⸗ 
teidigung und Wehrhaftmachung durchführen wolle, wenn nicht mit jenen Millionen 
hungernder Arbeitsloſer und verelendeter Bauern, deren politiſches Denken doch in einer 
ganz anderen als der von der Regierung eingeſchlagenen Richtung verlaufe. 

Mit den Plänen Skladkowſkis, den alten Pilſudſkiblock wieder auf die Beine 
zu ſtellen, ſcheint es nicht recht vorwärts gehen zu wollen. Das liegt wohl weniger an 
Schwierigkeiten organiſatoriſcher Art, als an dem Mangel eines politiſch einenden 
Gedankens. Die oppoſitionellen Parteien ſehen den in dieſer Richtung gehenden Be⸗ 
mühungen der Regierung Skladkowſki mit einer gewiſſen Gelaſſenheit zu. Mit ſichtlicher 
Schadenfreude ſtellen fie feft, daß der Widerſtand der konſervativen Kreiſe 

egen den wirtſchaftlichen Radikalismus Kwiatkowſkis die 
früheren Gegenſätze im Regierungsblock erneut aufbrechen läßt. So verſchieden die oppo- 
ſitionellen Parteien in ihrer politiſchen und ſozialen Zielſetzung find und fo wenig fie ſich 
die ganzen Jahre hindurch zu einer gemeinfamen Aktion gegen das Pilfudffiregime 
aufraffen konnten, ſo ſcheinen fie heute doch alle mehr als je davon überzeugt, da ß 
es auf die Dauer ohne fie einfach nicht geht. In dieſer Uleberzeugung 
treten fie der Regierung mit der Waffe der Machtloſen, dem paffiven Widerſtand, gegen⸗ 
über. Sie glauben, warten zu können. Sie fühlen ſich, ob mit Recht oder Unrecht mag 
dahingeſtellt bleiben, ihres Anhanges in der Bevölkerung ſicher. Es ſcheint, daß Sklad⸗ 
kowſki ebenſo wie fein Vorgänger einer Einigung mit der bäuerlichen Volkspartei nicht 
abgeneigt iſt. Aber deren Führer haben es keineswegs eilig, derartigen Abſichten 
enfgegenzufommen. Denn es ift immer noch leichter geweſen, aus der Oppoſition heraus 
radikale Forderungen zu ſtellen, als ſich an verantwortlicher Stelle mit dem nahezu 
unlösbaren Problem zu befaſſen, wie für acht Millionen über zähliger 
Dorfbewohner landwirtſchaftliche Egiſtenzen oder gewerbliche 
Arbeitsplätze beſchafft werden können. Je länger fie zögern, in die 
Regierung zu gehen, um ſo radikaler werden die Bedingungen ſein, von denen ſie ihre 
Mitarbeit abhängig machen. 

Noch einer anderen Schwierigkeit ſieht ſich Skladkowſki gegenübergeſtellt. Sie kommt 
von ukrainiſcher Seite. Es iſt jetzt ein Jahr her, daß von polniſcher Seite unter 
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weſentlicher Führung Koscialkowſkis die Verhandlungen über einen polniſch-ukrainiſchen 
Ausgleich eingeleitet wurden. Im Herbſt v. J. waren die Verhandlungen dann ſo weit 
gediehen, daß von der Ulkrainiſchen Nationaldemokratiſchen Partei — unter Preisgabe 
einiger der bekannteſten Führer des ukrainiſchen Volkstums in Polen — 19 Abgeordnete 
auf der Liſte der Regierungspartei in den Sejm geſchickt werden konnten. Die Ge⸗ 
wählten haben ſeitdem nichts unterlaſſen, um ihre loyale Einſtellung zum polniſchen 
Staat zu beweiſen. Auf eine Erfüllung der feiner Zeit von ihnen der 
polniſchen Regierung unterbreiteten Forderungen aber haben 
fie bis heute vergebens gewartet. Es ift nur allzu verſtändlich, daß der 
letzte Regierungswechſel bei den Ukrainern gewiſſe Zweifel daran geweckt hat, ob die 
ſeiner Zeit von Koscialkowſki gemachten Zuſagen jetzt überhaupt noch eine Ausſicht auf 
Erledigung haben. Denn mit dem Namen des neuen Miniſterpräſidenten iſt bei der 
Maſſe der oſtgaliziſchen Ukrainer die ſehr lebendige Erinnerung an jene ſchreckensvolle 
Zeit der „Pazifizierung“ verbunden, die wie kaum ein anderes Ereignis ſeit der 
Vernichtung des Weſtukrainiſchen Staates vergiftend auf das polniſch⸗ukrainiſche 
Verhältnis gewirkt hat. Man kann wohl ſagen, daß Skladkowſki einigen Grund hat, 
dieſe gefährliche Erinnerung nach Möglichkeit zu verwiſchen. Durch hinhaltende Maß⸗ 
nahmen (wie etwa gewiſſe Veränderungen auf einigen höheren Verwaltungspoſten Oſt⸗ 
galiziens) oder durch mehr oder weniger belangloſe Einzelaktionen (wie etwa die 
Beſetzung eines Lehrſtuhls an der Univerfität Lemberg mit einem Dozenten ukrainiſchen 
Volkstums) iſt da wahrſcheinlich nur wenig erreicht. Die politiſche Stimmung 
in den ukrainiſchen Gebietsteilen Polens iſt, wie man aus manchen 
Anzeichen entnehmen kann, nicht mehr dieſelbe wie im vergangenen Jahre; ſie hat ſich 
in nationaler wie in ſozialer Hinſicht verſchärft. Polen braucht einen 
Ausgleich mit feinen Ukrainern, aber mit deren Maſſe, nicht nur mit einem Klub von 
Abgeordneten und Senatoren. Eine Wiederholung der 1930 angewandten Methoden 
dürfte heute für Polen aus naheliegenden außenpolitiſchen Gründen wenig rat⸗ 
ſam erſcheinen. 

Man kann nicht behaupten, daß das Bild, das Polens innerpolitiſche Lage bietet, zu 
ſorgloſem Optimismus Veranlaſſung gibt. Man wird aber immerhin feſtſtellen können, 
daß ſich die politiſchen Verhältniſſe in dieſem Lande von denen anderer Länder, in denen 
der Bolſchewismus ſeine Generalproben zum Bürgerkrieg ſtartet, noch verhältnismäßig 
vorteilhaft unterſcheiden. Denn trotz der örtlichen Unruhen, die immer wieder aufzu⸗ 
flackern beginnen, krotz der niederdrückenden Not, die auf allen Schichten der Bevölkerung 
laſtet, trotz der ukrainiſchen Frage, die immer noch ungelöſt iſt, und trotz der latenten 
Gefahr, die in der geballten Maſſe des ſtädtiſchen Judentums liegt, ſteht das 
innerpolitiſche Leben des polniſchen Staates doch unter dem 
Eindruck einer kraftvollen Führung. Deren Exponent ift Skladkowſki. 
Ihr Rückhalt iſt die Armee. Dr. K. 


Der Wille zur Expanſion 


Es ſind nicht eben unbedeutende Teile des polniſchen Volkes, die ſich daran gewöhnt 
haben, zu glauben, daß die Ueberwindung der mancherlei Schwierigkeiten, mit denen ſie 
nicht fertig zu werden vermögen, ausgerechnet vom Beſitz ſolcher Gebiete abhängt, die 
nicht zu Polen gehören, und die weiter die Anſicht vertreten, daß nicht etwa irgend⸗ 
einem anderem, fondern ausgerechnet dem polniſchen Volke in Verſailles ſchweres 
Unrecht zugefügt worden iſt. Es liegt auf der Hand, daß eine ſolche Art, die Dinge zu 
ſehen, geeignet iſt, den im polniſchen Volke immer latent vorhandenen Willen zur 
Erpanfion in einer ganz beſtimmten Richtung zu mobilifieren. In dieſer Hinſicht 
fällt eine beſondere Rolle der polniſchen Wiſſenſchaft zu, die in ihrer Aufgaben⸗ 
ſtellung und nicht ſelten auch in ihrer Tendenz und Methode ganz bewußt und ſyſte⸗ 
matiſch in den Dienſt beſtimmter expanſioniſtiſcher Ziele geſtellt wird. Das Baltiſche 
Inſtitut in Thorn und das Schleſiſche Inſtitut in Kattowitz ſind 
nicht die einzigen, aber die am meiſten ins Auge fallenden Vertreter dieſes politiſch 
ausgerichteten Wiſſenſchaftsbetriebes in Polen. Einige Beiſpiele aus neueſter Zeit 
werden zeigen, daß die Anpaſſung der wiſſenſchaftlichen Arbeit an 
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die gegenwärtigen und zukünftigen Bedürfniſſe der polniſchen 
Politik in Zukunft noch ſtraffer organifiert und noch allgemeiner durchgeführt 
werden ſoll. 

Es ſei in dieſem Zuſammenhange zunächſt auf eine vom Baltiſchen Inſtitut ver⸗ 
öffentlichte Arbeit des Poſener Prähiſtorikers Koſtrzewſki über „Notwendig: 
keit und Aufgaben einer Univerſität in pommerellen“ verwieſen. 
Aus dem Arbeitsprogramm, das Prof. Koſtrzewſki für dieſe in Thorn zu ſchaffende 
„baltiſche“ Spezialuniverſität aufgeſtellt hat, geht deutlich die Abſicht hervor, in 
beſchleunigtem Tempo all jenes Material zu beſchaffen und für 
die Bedürfniſſe der polniſchen Propaganda im Ausland zur Verfügung zu ſtellen, mit 
deſſen Hilfe ſicheine wirkliche oder angebliche, hiſtoriſche oder 
gegenwärtige „Zugehörigkeit“ nicht nur Pommerellens, fon: 
dern vor allem auch reichsdeutſcher Gebiete zu Polen darſtellen 
läßt. „Die Lage an der Oſtſee verpflichtet“, ſchreibt Prof. Koſtrzewſki. „Da wir 
dem Oſtſeeblock angehören und darin eine der wichtigſten Machtpoſitionen beſitzen, wenn⸗ 
gleich wir heute nur mit einem ſchmalen Küſtenſtreifen die Oſtſee berühren, haben 
wir die Pflicht, uns für die Probleme der Oſtſee zu intereſſieren“. Und an anderer 
Stelle: „Das Programm der pommerelliſchen Ulniverſität müßte nicht nur die angrenzen⸗ 
den ethnographiſch polnifchen (1) Gebietsteile, ſondern auch die benachbarten, heute 

ermaniſierten, mit Polen hiſtoriſch verbundenen Gebiete erfaſſen, alſo ganz 
oe Dftpreußen, ferner die Gebiete der Weſtſlawen“, deren 
Geſchichte ſtudiert und in einer Weiſe dargeſtellt werden ſoll, die u. U. den Gedanken 
an die Möglichkeit einer „ſlawiſchen Renaiſſance“ im ganzen oſtelbiſchen Deutſchland 
hervorrufen könnte, — ähnlich, wie ſich ja auch in Litauen Kreiſe aufgetan haben, die 
allen Ernſtes auf ein „Wiedererwachen des pruzziſchen Stammesbewußtſeins“ in Oſt⸗ 
preußen ſpekulieren. Es iſt bezeichnend, daß ſich gerade ein Wiſſenſchaftler ſo eifrig für 
die pommerelliſchen Univerſitätspläne verwendet, der ganz offenſichtlich dazu neigt, aus 
den Ergebniſſen ſeiner recht umſtrittenen e unmittelbare politiſche Schluß⸗ 
folgerungen zu ziehen. Man weiß von Versailles ber, was alles mit einer ſolchen 
Art von Wiſſenſchaft vor einem politiſchen Forum erreicht werden kann. 

Oder ein anderes Beiſpiel: Es betrifft Schleſien, das nicht anders als der deutſche 
Nordoſten dem zielbewußten, organifierten Angriff der polniſchen Wiſſenſchaft aus⸗ 
geſetzt if. Das Amtsblatt der Wojewodſchaft Schleſien, der „Dziennik 
Uſtaw Slonskich“ veröffentlichte in feiner Nummer vom 20. Februar d. J. eine Ber: 
ordnung des Schleſiſchen Wojewodſchaftsrates. Durch die Verord⸗ 
nung wird ein Schleſiſches Muſeum (in Kattowitz) ins Leben gerufen. Sein Zweck 
iſt die Sammlung und Darſtellung von Gegenſtänden ſowie die Durchführung wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Arbeiten, die „Schleſien innerhalb ſeiner hiſtoriſchen 
Grenzen“ gewidmet find. Als Abteilungen, die das Muſeum umfaſſen foll, 
werden genannt ſolche für Naturwiſſenſchaften, Vorgeſchichte und Ethno— 
graphie, für Kunſt und Kunſtgewerbe, für „hiſtoriſche Denkmäler aus 
der Zeit des Auflebens der nationalen (polniſchen) Bewegung in 
Schleſien“, der polniſchen Aufſtände und der Volksabſtimmung. 
„Ihre Aufgabe iſt die Darſtellung der Kultur und der Natur 
Schleſiens vom Standpunkt der allgemein⸗polniſchen Syn— 
theſe“. Dem Muſeum ſoll eine wiſſenſchaftliche Bücherei angegliedert werden, deren 
Benutzung nur mit Genehmigung der Direktion geſtattet ſein ſoll. Der Mufeumsrat, 
der die wiſſenſchaftliche Tendenz der Sammlungen und Arbeiten beſtimmt, feßt ſich aus 
dem Wojewoden, fünf vom Wojewodſchaftsrat gewählten Mitgliedern und dem 
Muſeumsdirektor zuſammen. Für die finanziellen Angelegenheiten iſt der Wojewodſchafts⸗ 
rat zuſtändig. Aus der Verordnung geht der Charakter des Muſeums ſowohl als einer 
amtlichen Einrichtung wie als eines Unternehmens hervor, deſſen Zweck⸗ 
beſtimmung es iſt, in ſeinen Sammlungen und Veröffent⸗ 
lichungen die angebliche Zugehörigkeit ganz Schleſiens, alſo 
auch und vor allem des deutſchen Oderlandes, zu Polen darzu— 
ſtellen. Der hier angedeuteten Tendenz des Schleſiſchen Muſeums würde auf 
deutſcher Seite etwa ein in Schneidemühl zu ſchaffendes Muſeum entſprechen, deſſen aus: 
ſchließliche Aufgabe es wäre, alles zu ſammeln und darzuſtellen und publiziſtiſch zu ver⸗ 
werten, was auf die germaniſch⸗deutſche Vergangenheit und Gegenwart des Poſener 
Landes Bezug hat. 
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Die politifhe Nutzanwendung der Theſen, die von den pol: 
niſchen Wiffenfhaftsbefrieben erarbeitet werden, kann man jeder: 
zeit an einer beliebigen Anzahl von Beiſpielen ableſen, die der politiſche Alltag in Polen 
dem Beobachter bietet. Da iſt z. B. das Kattowitzer Gericht, das die Verkün⸗ 
dung des Urteils gegen die Opfer Manjuras dazu benutzt hat, um einen polniſchen 
Beſitzanſpruch auf reichsdeutſches Gebiet zu verkünden: „Der Schleſier“, fo heißt es da 
u. a., ſpreche „Die reine polniſche Sprache Rejs und Kochanowſkis 
aus dem goldenen Zeitalter der polniſchen Literatur“. Er ſpreche dieſe Sprache, obwohl 
er 600 Jahre hindurch vom polniſchen Staate getrennt gelebt habe, und er ſpreche ſie 
„in ganz Schleſien, auch in dem Teil, der innerhalb der Grenzen des Deutſchen Reiches 
geblieben ift“. Von der Botſchafterkonferenz, die Polen nur einen 
Zeil Oberſchleſiens zuſprach, fei damit das jahrhundertelang 
Polen zugefügte Unrecht nur zu einem gewiſſen Teil wieder gut 
gemacht worden 

Oder ein anderes Beiſpiel: Vor kurzem veranſtaltete die „Zarzewie“, ein Verband 
früherer Freiheitskämpfer, dem mehrere aktive Miniſter, Generale und Staatsſekretäre 
ſowie eine große Anzahl anderer maßgebender Politiker des linken Flügels des polniſchen 
Regierungslagers (wie z. B. der Wojewode Grazynſki) angehören, eine Tagung in 
Krakau. Bei dieſer Gelegenheit hielt der Abgeordnete Woiciehomffi eine das 
politifche Programm des Derbandes umreißende Rede. Er führte darin u.a. aus: „Die 
Gewißheit und das Bewußtſein, daß wir imftande find, jedem bewaffneten Angriff auf 
die Grenzen unſeres Staates entgegenzutreten, muß in uns die pſychiſchen Grund⸗ 
lagen für eine kulturelle, wirtſchaftliche und vielleicht auch 
politiſche Erpanfion des polniſchen Volkes über feine gegen⸗ 
wärtigen ſtaatlichen Grenzen hinaus erwecken. Dieſe Expanſion ſoll 
nicht nur die Erhaltung der natürlichen geiſtigen Verbindung mit unſeren Volksgenoſſen 
jenſeits der Grenzen umfaſſen, ſondern ſie muß auch die Formen finden, mit denen ſich 
auf die Geſtaltung der politiſchen Verhältniſſe in dieſen Ge⸗ 
bieten einwirken läßt, in Gebieten, die früher einmal zu Polen gehörten und 
durch ihre geographiſche Lage einen weſentlichen Teil unſeres geo⸗ 
politiſchen und wirtſchaftlichen Lebensraumes darſtellen. Die 
jagielloniſche Idee — ein Polen vom Baltiſchen bis zum Schwarzen Meere 
— hat nichts an ihrer Aktualität im weſtlichen Mitteleuropa 
verloren“. 

Einen beſonderen Anlaß, erpanfioniftifche Gedankengänge zu propagieren, bietet hoch⸗ 
geſtellten polniſchen Politikern alljährlich das „Seft des Meeres“ in Gdingen. Seit 
dem letztjährigen „Feſt des Meeres“, auf dem General Sosnkowſki die Frage 
einer kolonialen Expanſion Polens berührte, haben die kolonialen Pro⸗ 
bleme ganz weſentlich an Aktualität und Bedeutung gewonnen, ein Ulmſtand, den ſich 
auch Polen zunutze zu machen verſucht. Polen befürwortet dabei die kolonialen Forde⸗ 
rungen Deutſchlands in einer Weiſe, die man geradezu als ergreifend bezeichnen könnte, 
wenn man nicht wüßte, daß Polen erſtens von einer Beſchäftigung Deutſchlands mit 
kolonialen Problemen eine Entlaſtung ſeiner eigenen Weſtgrenze erwartet und zweitens 
darauf bedacht iſt, ſich Deutſchlands als eines Schrittmachers ſeiner eigenen kolonialen 
Pläne zu bedienen. Polen fühlt ſich als ſhungernder“ Staat. 


Der Rückgang des baltiſchen Deutſchtums 


Es iſt bekannt, daß der Weltkrieg und die Zeit der Bolſchewiſtenherr⸗ 
ſchaft vom Deutſchtum der baltiſchen Randſtaaten ſchwere Blutopfer verlangt hat, und 
daß der politiſche und ſoziale Umſturz, der mit der Entſtehung des lett⸗ 
ländiſchen und des eſtländiſchen Staates verbunden war, einen erheblichen Teil des 
dortigen Deutſchtums zum Verlaſſen des Landes beſtimmt hat. Man weiß auch, daß 
ſich das baltiſche Deutſchtum auch heute noch in einem ſtändigen zahlenmäßigen Rückgang 
befindet, und daß die Urſachen dieſes Rückgangs die fortdauernde Einzelabwande⸗ 
rung ins Reich, die Verſtädterung, der Geburtenrückgang und die 
Miſchehen ſind. Aber man ſcheint über die Ausmaße dieſes Rückganges im allge⸗ 
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meinen nur recht unvollſtändige und unklare Vorſtellungen zu haben. In den „Balti⸗ 
ſchen Monatsheften“ (April 1936, Verlag der Aktiengeſellſchaft „Ernſt Plates“, 
Riga) hat Ernſt von Bulmerineg eine beachtenswerte Arbeit über die Entwicklung des 
Deutſchtums in Lettland in der Zeit von 1925 bis 1938 veröffentlicht. An Hand dieſer 
Arbeit ſeien die wichtigſten Daten im Folgenden wiedergegeben. 

Im Jahre 1925 wurden in Lettland 70964, im Jahre 1930 69855 und im Jahre 
1935 nur noch 62 144 Deutſche gezählt. Im Laufe eines Jahrzehnts hat 
das lettländiſche Deutſchtum alſo 12,4 v. H. feines Beſtandes ver⸗ 
loren. Der deutſche Anteil an der Geſamtbevölkerung des Staates ging von 1928 bis 
1935 von 3,85 auf 3,19 v. H. zurück. Der Altersaufbau der Volksgruppe iſt 
anormal. Der Anteil der höchſten Altersklaſſen wächſt, derjenige der Jugendlichen ſinkt. 
Im Jahre 1925 ſtanden von den lettländiſchen Deutſchen im Alter von 0—19 Jahren 
27,0 v. H., im Jahre 1935 nur noch 23,0 v. H. Dagegen flieg der Anteil der 50 und 
mehr Jahre alten Perfonen in demfelben Zeitraum von 28,1 v. H. auf 33,4 0.5. Im 
Jahre 1925 gab es noch 4766 Kinder unter vier Jahren, zehn Jahre ſpäter nur noch 
3093. Im Jahre 1935 gab es mehr Deutſche im Alter von 60—69 Jahren 
als deutſche Kinder im Alter von unter 10 Jahren. Was das für den 
Beſtand der Volksgruppe bedeutet, läßt ſich ohne weiteres erkennen. 

Ebenſo anormal wie der Altersaufbau iſt das zahlenmäßige Verhältnis 
der Geſchlechter zueinander. Es kamen auf 100 deutſche Männer im 
Jahre 1925 nicht weniger als 140 und in den Jahren 1930 und 1935 jeweils 138 
deutſche Frauen. Das lettländiſche Deutſchtum weiſt alſo einen unwahrſcheinlich 
hohen Frauenüberſchuß auf. Dieſer iſt in den einzelnen Altersklaſſen ſehr verſchieden, 
am höchſten in den höchſten Altersklaſſen. Unter den 70—79 jährigen gab es im Jahre 
1935 dreimal fo viel Frauen als Männer; unter den 60—69 jährigen doppelt fo viel. 
Unter den Jugendlichen dagegen überwiegt die Zahl der Jungen die der Mädchen. Die 
Natur ſcheint hier von ſich aus für einen allmählichen Ausgleich zu ſorgen. 

Ungewöhnlich ſind auch die Familienſtandsverhältniſſe des lettländi⸗ 
ſchen Deutfehfums. Der Vomhundertſatz der Unverheirateten ift außerordentlich groß und 
das Heiratsalter liegt ungewöhnlich hoch. Von je 100 deutſchen Frauen im 
Alter von 20—49 Jahren waren verheiratet im Jahre 1925 nur 54 b. H., 
im Jahre 1930 nur 52 v. H. und im Jahre 1935 nur 3 4 v. H. Faſt die Hälfte der 
deutſchen Frauen im gebärfähigen Alter iſt alſo unverheiratet. Bei den deutſchen 
Männern liegen die Verhältniſſe nicht viel günſtiger; der Vomhundertſatz der Unver⸗ 
heirateten betrug bei ihnen in den genannten drei Jahren 59, 63 und 59. Im allgemeinen 
ſteigt die Zahl der Eheſchließungen an; doch die Zahl der Geburten geht 
dauernd zurück, während die Zahl der Sterbefälle (infolge der Uleber⸗ 
beſetzung der höheren Altersklaſſen) gleichzeitig ſteigt. Im Jahre 1934 entfielen 
auf das Tauſend der deutſchen Bevölkerung Lettlands 12,3 Geburten, aber 18,2 Todes⸗ 
fälle; der Bevölkerungsunterſchuß betrug alfo 5,9 a. T. Völlig ver⸗ 
ſchieden liegen dabei die Verhältniſſe beim ländlichen und beim ſtädtiſchen Deutſchtum: 
Während die Städte im Jahre 1934 einen natürlichen Rückgang der deutſchen Bevölke⸗ 
rung um 10 a. T. aufwieſen, war auf dem Lande ein Geburtenüberſchuß von 
13 d. T. zu verzeichnen. 

Ein trauriges Kapitel des lettländiſchen Deutſchtums iſt die Frage der natio⸗ 
nalen Miſchehen. Von dendeutſchen Männern, die im Laufe des Jahr⸗ 
ehnts 1925—1935 in die Ehe traten, gingen nicht weniger als 40 v. H. 
Miſcheh en ein. Die entſprechende Zahl bei den deutſchen Frauen betrug 36 v. H. 
Bei den Miſchehen deutſcher Volkstumsangehöriger überwiegen ſolche mit lettiſchen 
Volkstumsangehörigen (70 v. H. der Miſchehen); in weitem Abſtand folgen Ehen mit 
ruſſiſchen, polniſchen, eſtniſchen, jüdiſchen und anderen Volkstumsangehörigen. Im Durch⸗ 
ſchnitt der Jahre 1925—4935 entſtammten 28 v. H. aller von deutſchen Vätern ab⸗ 
ſtammenden Kinder aus Ehen mit andersſtämmigen Müttern; und 25 v. H. aller von 
deutſchen Müttern geborenen Kinder ſtammten in derſelben Zeitſpanne aus Ehen mit 
andersſtömmigen Vätern. Soweit es ſich um Kinder aus deutſch⸗lettiſchen Miſchehen 
handelt, muß man ſie als für das Deutſchtum verloren anſehen. 

Anormal wie alle bisher erwähnten bevölkerungspolitiſchen Tatſachen iſt beim lett⸗ 
ländiſchen Deutſchtum auch deſſen räumliche Verteilung. Von der deutſchen 
Bevölkerung lebten im Jahre 4935 nur 17,8 v. H. auf dem Lande, aber 
82, v. H. inden Städten. Allein in der Landeshauptſtadt Riga lebten im Jahre 
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1935 nicht weniger als 62,0 v. H. aller lettländiſchen Deutſchen, nämlich 38523. Das 
Deutſchtum in den Städten ſchrumpft zuſehends zuſammen: Es ging von 1925 bis 1935 
von 58 767 auf 514106 Seelen zurück, es verlor AL trotz anhaltender Zuwanderung vom 
Lande 13 v. H. ſeines Beſtandes. Das ländliche Deutſchtum hat ſich trotz der dauernden 
Abwanderung in die Städte etwas beſſer behauptet: Es zählte 1925 12497 und 1935 
141038 Seelen, verlor in dieſer Zeitſpanne alſo „nur“ 9,4 v. H. feines Beſtandes. 

Nach der Berufszählung von 1930 betrug der Anteil der Erwerbstätigen 
unter den Deutſchen Lettlands 52,9 v. H. Dieſer Anteil iſt außerordentlich hoch. 
Auf einen Erwerbstätigen kommt nicht einmalein Angebötiger. 
Das erklärt ſich vor allem aus der ſtarken Berufstätigkeit der deutſchen 
Frauen Lettlands. Die Zahl der erwerbstätigen Frauen bleibt hinter der der erwerbs⸗ 
kätigen Männer nicht weit zurück: 46664 gegenüber 20379 (im Jahre 1930). Ueber ein 
Viertel der erwerbstätigen Deutſchen iſt in der Induſtrie und faſt ein Fünftel im 
Handel beſchäftigt. Die in den freien Berufen und im Geſundheits⸗ 
dienſt Beſchäftigten machen mehr als ein Sechſtel der berufstätigen Deutſchen aus. 
In der Landwirtſchaft dagegen iſt nur ein knappes Sechſtel beſchäftigt. Der Reſt 
entfällt auf die Hausangeſtellten, die Hausbeſitzer und Penfionäre, 
auf die in der Berufsgruppe Verkehr und Transport Beſchäftigten und die 
Staats- und Kommunalbeamten. Der ſozialen Stellung nach 
überwiegen die Arbeiter und Angeſtellten, alſo die Lohn⸗ und Gehaltsempfänger in ab⸗ 
hängiger Stellung, mit 35,0 bezw. 22,9 v. H. der erwerbstätigen Deutſchen. Die Gruppe 
der Eigentümer und der mithelfenden Familienangehörigen beträgt 26,7 v. H. Die Ange⸗ 
hörigen der freien Berufe, die ausſchließlich von ihrer Arbeitskraft leben, die Pächter, 
welche Betriebsführer, aber nicht Eigentümer ſind, und die Hausangeſtellten machen 
13,0 p. H. der Erwerbstätigen aus. Demnach können nur knapp 30 v. H. 
des lettländiſchen Deutſchtums als beſitzbefeſtigt gelten; etwa 
70 v. H. befinden ſich in wirtſchaftlich abhängiger Stellung und 
ſind ausſchließlich auf ihre Arbeitskraft angewieſen. Für eine 
Volksgruppe, die in einem ihr unfreundlich gegenüberſtehenden Staate lebt, iſt dieſer 
mangelnde Rückhalt an eigenem Beſitz ein gefährlicher Zuſtand, der ſich, wie gezeigt 
worden iſt, bevölkerungspolitiſch äußerſt nachteilig auswirkt. 

Wenn man ſich die in der Arbeit von Bulmerincqs angeführten Zahlen vor Augen 
hält, muß man das lettländiſche Deutſchtum als eine ſterbende Volksgruppe 
bezeichnen. Es machen ſich zwar ſchon einige Anzeichen bemerkbar, die den unaufhaltſam 
ſcheinenden Schrumpfungsprozeß abzubremſen verſprechen: In den jüngſten Jahrgängen 
geſtaltet ſich das zahlenmäßige Verhältnis der Geſchlechter zueinander wieder normal; im 
ländlichen Deutſchtum hat ſich ein normaler Geburtenüberſchuß erhalten; und in der 
jüngeren Generation läßt ſich der Beginn einer dem verhängnisvollen Verſtädterungs⸗ 
prozeß entgegenlaufenden Bewegung feſtſtellen. Doch ſelbſt, wenn ſich dieſe 
Tendenzen ſiegreich durchſetzen ſollten, muß man noch auf 
a hinaus mit einem weiteren zahlenmäßigen Rück⸗ 
gang der lettlanddeutſchen Volksgruppe rechnen. Dieſe Volksgruppe 
wird noch mindeſtens eine Generation im Zeichen der bevölkerungspolitiſch zerſtörend 
wirkenden Folgen des politiſchen und ſozialen Zuſammenbruchs der alten baltiſchen 
Herrenſchicht ſtehen. Erſt dann wird ſich, unter der Vorausſetzung normaler politiſcher 
Lebensbedingungen, der zu erhoffende völkiſche Erneuerungsprozeß ſiegreich durchſetzen 
können, allerdings von einer zahlenmäßigen Baſis aus, die weit niedriger als die gegen⸗ 
märfig noch vorhandene liegen wird. 


Verſchiebungen im Oſtpreußen verkehr 


Im Güterverkehr zwiſchen Oſtpreußen und dem übrigen Reich ſind ſeit dem 7. Februar 
dieſes Jahres, ſeit dem Inkrafttreten der Verordnung des polniſchen Verkehrsminiſters 
über die Beſchränkung des Tranſitverkehrs durch den Korridor, beträchtliche Verſchie⸗ 
bungen eingetreten. Der Binnenſchiffahrtsweg Netze⸗Bromberger 
Kanal⸗Weichſel findet unter dem Zwang der Verhältniſſe erhöhte Beachtung. 
Während im Durchſchnitt der letzten fünf Jahre auf dieſem Wege in beiden Richtungen 
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im Durchgangsverkehr rund 10 000 Tonnen Güter befördert wurden, find im laufenden 
Jahre feit dem Aufhören der Eisfperre Ende März bis Ende Mai, alſo in einem reichlich 
zweimonatigen Zeitraum, bereits 14 000 Tonnen verſchifft worden. Bis Ende Mai d. J. 
haben 39 Flußſchiffe 9 552 Tonnen aus dem übrigen Reiche nach Oſtpreußen und 
22 Schiffe 4 346 Tonnen Güter in umgekehrter Richtung befördert. Mengenmäßig 
haben hierbei Steinkohlen, Briketts und Kalk an erſter Stelle geſtanden. Es iſt ſeit dem 
Kriege das erſte Mal, daß Steinkohlen auf dem Binnenſchiffahrtswege nach Oſtpreußen 
transportiert worden ſind. Die Erfahrungen, die die auf dieſem Wege vorangegangene 
Marienburger Zuckerfabrik in dieſer Hinſicht gemacht hat, lehren, daß ſich zum mindeſten 
der Bezug von Braunkohle und ſortierter Kohle über den Binnenſchiffahrtsweg für den 
weſtlichen Teil Oſtpreußens etwas billiger als der Bezug über den Seeweg ſtellt. Die 
Binnenſchiffahrtsfracht iſt zwar ein wenig höher als die kombinierte Bahn⸗Seefracht 
über Stettin⸗Königsberg; dieſes Mehr wird jedoch mehr als ausgeglichen durch die größere 
Wertminderung, die die Kohle durch das mehrmalige Umladen auf dem kombimierten 
Bahn⸗Seewege erleidet. Neben den ſchon erwähnten Gütern find auch Baumaterialien 
in größerer Menge über die Waſſerſtraße befördert worden, auch der Transport von 
Lebensmitteln (Marmelade, Grieß, Zucker, Mais uſw.) und von hochwertigen Gütern iſt 
beträchtlich geweſen. Der Durchgangsverkehr über die Binnenſchiffahrtsſtraße iſt weiter 
im Steigen. Schwierigkeiten ſind jedoch hinſichtlich der Rückfracht für die nach Oſt⸗ 
preußen fahrenden Kähne vorhanden. Als Rückfracht iſt bisher vor allem Zelluloſe in 
Frage gekommen, daneben in geringerem Maße Bau- und Nutzholz. Doch kann die 
Ladefähigkeit der Kähne auf der Rückfahrt von Oſtpreußen durch den Korridor nicht voll 
ausgenutzt werden. Es wird vielleicht möglich ſein, die von Oſtpreußen zurückkehrenden 
Kähne wenigſtens von Deutſch⸗Uſch, dem großen Umſchlaghafen an der Weſtſeite 
des Korridors, aus mit voller Fracht zu verſehen und dadurch die Wirtſchaftlichkeit des 
Binnenſchiffahrtsverkehrs weiter zu heben. Es iſt zu hoffen, daß der „Flußdienſt Oſt⸗ 
preußen⸗Reich“, deſſen Entwicklungsmöglichkeit im vergangenen Jahre in einer aufſchluß⸗ 
reichen Arbeit von Friedrich Roß unterſucht worden ſind, unter dem Druck der Ver⸗ 
hältniſſe in ſeiner vollen Bedeutung für die deutſche Volkswirtſchaft erkannt wird. 
Gewiſſe vertragliche Schwierigkeiten wären hierbei allerdings noch durch Verhandlungen 
mit Polen zu beheben; es müßte z. B. dafür geſorgt werden, daß der Weichſelhafen 
von Kurzebrak, der ja nach dem Diktat von Verſailles „Oſtpreußens Zugang 
zur Weichſel“ fein ſoll, bisher aber nur als ein Schauſtück politiſchen Irrſinns Bedeutung 
und Berühmtheit erlangt hat, dem Umſchlag der Durchgangsgüter ohne die bisherigen 
Beſchränkungen und Reibungen dienſtbar gemacht werden kann. 

Weit ſtärker als auf dem Binnenſchiffahrtswege, wo erſt noch Möglichkeiten erprobt 
und Erfahrungen geſammelt werden müſſen, haben ſich auf dem Seeweg die Folgen 
der Droſſelung des Eiſenbahntranſits durch den Korridor bemerkbar gemacht. In „Wirt⸗ 
ſchaft und Statiſtik“ (Heft 9, 1936) hat das Statiſtiſche Reichsamt einen erſten Leber: 
blick über die Auswirkungen der Verkehrsumleitungen gebracht, die 
durch die Verordnung des polniſchen Verkehrsminiſters vom 7. Februar d. J. notwendig 
wurden. Danach hat der Güterumſchlag in den drei oſtpreußiſchen 
Seehäfen Königsberg, Pillau und Elbing im 1. Vierteljahr 1935 rund 519 000 
Tonnen, im 1. Vierteljahr 1936, deſſen zweite Hälfte im Zeichen der Verkehrsdroſſelung 
im Korridor A aber rund 913 000 Tonnen betragen. Der Zufammenbang mit den 
veränderten Verkehrsverhältniſſen im Korridor geht aus den nachſtehenden Zahlen ſehr 
deutlich hervor (in 1000 Tonnen; in Klammern: 1. Vierteljahr 1935): es kamen aus dem 
Inland 538 (128), aus dem Ausland 172 (139), es gingen nach dem Inland 158 (184), 
nach dem Ausland 50 (67). Geſtiegen iſt alſo vor allem der Empfang der oſt⸗ 
preußiſchen Häfen aus anderen deutſchen Seehäfen (namentlich aus 
Stettin). In geringerem Maße iſt auch der Empfang aus ausländiſchen 
Häfen geſtiegen; hier ſtehen als Ausgangshäfen die holländiſchen Häfen voran, 
die wiederum vor allem deutſche Güter aus dem Rheingebiet nach Oſtpreußen verſchiffen. 
Rechnet man dieſe über holländiſche Häfen gehenden deutſchen Güter den direkt aus 
deutſchen Häfen kommenden hinzu, ſo iſt im erſten Viertel dieſes Jahres gegenüber der 
gleichen Zeit des Vorjahres eine Zunahme der deutſchen Seetransporte nach Oſtpreußen 
um etwa 480 000 Aden zu verzeichnen. Dagegen hat ſich der ſeewärtige 
Warenverſand Oſtpreußens ſowohl nach dem Inland wie nach dem Ausland 
vermindert. Die Frage der Rückfracht der die oſtpreußiſchen Häfen anlaufenden Schiffe 
iſt ein ſehr ſchwieriges Kapitel. Die Frage verſchärft ſich in dem Maße, in dem der 


177 


Güterverkehr zwiſchen Oſtpreußen und dem übrigen Reich vom Schienenweg auf den 
Seeweg abwandert. Das läßt ſich ſehr deutlich aus folgenden Zahlen entnehmen: Im 
Jahre 1934 gingen im Eiſenbahnverkehr aus dem übrigen Reich nach Oſtpreußen 
2,662 Mill. Tonnen, in umgekehrter Richtung aber nur 0,446 Mill. Tonnen Güter. 
Dieſes Mißverhältnis zwiſchen Empfang und Verſand iſt für die Reichsbahn, die den 
Einnahmeausfall durch Leerfahrt im Rahmen ihrer Geſamttransportleiſtungen ausgleichen 
kann, tragbar; für die rein privatwirtſchaftlich und unter internationaler Konkurrenz 
arbeitenden Schiffahrtsgeſellſchaften aber ſtellt die Frage der Rückfracht eine Schwierig⸗ 
keit dar, die ſie ohne ſtaatliches Eingreifen wohl kaum zu löſen imſtande ſein werden. 
Von der Rückfrachtbeſchaffung im Seeverkehr hängt in hohem Maße die Zukunft des 
Oſtpreußenverkehrs ab. 


Die Staatsfeinde und der Kommiſſar 


Der Danziger Senat hat am 20. Juni mit ſofortiger Wirkung alle öffentlichen 
und geſchloſſenen Veranſtaltungen politifhen Charakters für das 
Gebiet Groß⸗Danzigs und Zoppots verboten. Dieſe Maßnahme iſt notwendig 
geweſen, um weiteren Ausſchreitungen der ſtaats feindlichen Parteien 
ein Ende zu machen. Am 10. Juni wurde ein Amtswalter der NSDAP. überfallen 
und durch einen Meſſerſtich in den Unterleib lebensgefährlich verletzt. Am 11. Juni 
wurden bei einem Uleberfall durch eine marxiſtiſche Bande zwei Nationalſozialiſten ver⸗ 
wundet. Am 22. Juni kam es in einer deutſchnationalen Verſammlung, an der nur 
geladene Gäſte, Marxiſten, Zentrumsleute und Bürgerliche, teilnahmen, zu einem wüſten 
Tumult, der ſich zunächſt in den engen Räumen des katholiſchen St. Joſephhauſes ab⸗ 
ſpielte, ſich dann aber auch auf der Straße fortſetzte; drei SA-⸗Männer wurden durch 
Meſſerſtiche verletzt, ein vierter, der SA-Mann Günther Deskowſki, ermordet. 
Schließlich wurden am 13. Juni die auf einer Wochenendfahrt befindlichen SS-Männer 
Ernſt Ludwig und Paul Freſſonke in Wieſenthal von ſozialdemokratiſchen Funkti⸗ 
onären aus dem Hinterhalt erſchoſſen. Angeſichts dieſer plötzlichen Häufung blutiger 
Gewalttaten marriftifcher und anderer oppofitioneller Elemente iſt es unmöglich, von einem 
Zufall zu ſprechen. Vielmehr ſind dieſe Morde und Ueberfälle eine unmittelbare und 
wohl auch beabſichtigte Folge der während der letzten Wochen verſtärkten Hetze der 
regierungsfeindlichen Oppoſitionsfunktionäre geweſen, die nach dreijähriger Wühlarbeit 
feſtſtellen mußten, daß {108 allem Ruhe und Ordnung im Staate einkehrten. Gerade 
das aber iſt es, was dieſe Kreiſe nicht wollen. Sie brauchen, um ihre volks- und ſtaats⸗ 
feindlichen Pläne verfolgen zu können, Unruhe und Unſicherheit, Gewalttat und Zwie⸗ 
tracht. Nur ſo laſſen ſich die Ereigniſſe vom 10. bis 13. Juni erklären. 

Wenn von der ſtaatsfeindlichen Preſſe in Danzig in bezug auf dieſe Vorfälle über 
angeblichen „nationalſozialiſtiſchen Terror“ geklagt worden iſt, ſo genügt es, dieſer ſchein⸗ 
heiligen Entrüſtung die klare Feſtſtellung des Gauleiters Forſter entgegenzuhalten: „Die 
anderen reden, daß fie bedrängt und bedroht werden; wir aber 
haben die Toten“. Es muß leider feſtgeſtellt werden, daß es auch ein Teil der 
polniſchen Preſſe nicht unterlaſſen hat, dieſe gegen die nationalſozialiſtiſche Regie⸗ 
rung gerichtete Agitation zu unterſtützen. Es hätte von mehr politiſchem Weitblick und 
mehr Anſtand gezeugt, wenn dieſe Preſſe ihre Aufmerkſamkeit dem würdeloſen 
Verhalten des polniſchen Pfarrers Franz Laffont aus Zuckau in 
Pommerellen zugewandt hätte, der ſeit dem 20. Mai d. J. die Pfarrei St. Albrecht in 
Danzig vertretungsweiſe verwaltet und in dieſer Eigenſchaft die ehrenvolle Beiſetzung des 
ermordeten SS⸗Mannes Freſſonke auf dem katholiſchen Friedhof feiner Pfarrei unter 
grober Beſchimpfung der nationalſozialiſtiſchen Bewegung und der deutſchen Reichsflagge 
abgelehnt hat: Die Hakenkreuzflagge bezeichnete er als „Lappen“ und „Fetzen“ und den 
von Marxiſten ermordeten Nationalſozialiſten als einen „Heiden und Verbrecher“, den 
man „im Miſtwinkel beerdigen“ ſolle. Vom Schnellrichter wurde der Laffont 
wegen Beleidigung der deutſchen Reichsflagge an Stelle einer verwirkten Gefängnisſtrafe 
von vier Wochen zu einer Geldſtrafe von 360 Gulden und wegen Beleidigung der Polizei 
zu einer weiteren Geldſtrafe von 100 Gulden, erſatzweiſe zu 10 Tagen Gefängnis, ber= 
urteilt. Laffont verſprach, bis zum 24. Juni eine Kaution von 450 Gulden zu ſtellen. 
Er brach jedoch fein gegebenes Wort und floh über die Grenze nach Polen. 
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Es ſteht außer Zweifel, daß es zu Mordüberfällen vom 10. bis 13. Juni nicht hätte 
kommen können, wenn das Treiben der bürgerlichen Reaktion und der marxiſtiſchen Hetzer 
nicht immer wieder durch die längſt überfällig gewordene internationale Konſtruktion 
gedeckt und unterſtützt worden wäre, in die die Freie Stadt Danzig durch das Verſailler 
Diktat eingeſpannt worden iſt. Gauleiter Forſter hat am 26. Juni in einem bemerkens⸗ 
werten Artikel darauf verwieſen. Er hat feſtgeſtellt, daß die Politik einer direkten 
Verſtändigung Danzigs mit Polen die Exiſtenz des Völkerbundskom⸗ 
miſſars, deſſen Hauptaufgaben ja die Schlichtung der zwiſchen 
Danzig und Polen etwa beſtehenden Streitigkeiten fein ſollte, 
im großen und ganzen überflüſſig gemacht worden iſt. Aber ſeit drei Jahren, ſeit⸗ 
dem ſich der Völkerbund nicht mehr mit Danzig⸗polniſchen Streitfällen zu beſchäftigen 
braucht, heißt es in dem Artikel dann weiter, „glaubt der Hohe Kommiſſar ſeine 
Exiſtenzberechtigung in Danzig auf einem anderen Gebiete nachweiſen zu müffen. Er tut 
das, indem er ſich fortwährend in die innerpolitiſchen Geſchehniſſe 
des Freiſtaates einmiſcht. .. Statt daß er der Danziger Regierung die Mög⸗ 
lichkeit gibt, mit den berufsmäßigen kommuniſtiſchen und ſonſtigen Hetzern aufzuräumen, 
fällt er der Regierung in die Arme und duldet dieſe Hetze . . Aus 
welchen Gründen der Hohe Kommiſſar ſo etwas tut, iſt gleichgültig. Feſt ſteht, daß er 
jede Gelegenheit wahrnimmt, der nationalſozialiſtiſchen Regierung Prügel zwiſchen die 
Beine zu werfen und der Danziger Oppoſition zu helfen. Er trägt damit wahrlich nicht 
zur Befriedigung und Beruhigung in Danzig bei. So wie die Hitlerbewegung in Danzig 
ein ruhiges, verſtändnisvolles Verhältnis zu Polen und damit die Ruhe nach außen 
geſchaffen hat, ſo wird die Hitlerbewegung auch im inneren Leben Danzigs ohne Hohen 
Kommiſſar fie aufrechtzuerhalten wiſſen.“ Letzten Endes fällt die mora⸗ 
liſche Schuld am Tode der drei Nationalſozialiſten auf die— 
jenigen internationalen Inſtanzen zurück, die, verankert im 
Gewaltſyſtem von Berfailles, ihre Aufgabe darin erblicken, 
die Danziger Regierung an der völligen Niederwerfung der 
ſtaats feindlichen Elemente zu hindern. Es iſt gut, daß das einmal mit 
hinreichender Deurlichkeit von maßgebender Stelle zum Ausdruck gebracht worden iſt. 

Gauleiter Forſter erinnert in ſeinem Artikel auch an die geſchmackloſe Entgleiſung des 
Völkerbundskommiſſars bei dem letztjährigen Beſuch eines deutſchen Kreuzers 
in Danzig, als es der Kommiſſar für angebracht hielt, zu dem offiziellen Empfang 
der deutſchen Seeoffiziere, den er in ſeinem Haus damals gab, auch die Hauptfunktionäre 
der ſtaatsfeindlichen Parteien zu laden, was die Vertreter der Freien Stadt und die reichs⸗ 
deutſchen Gäſte ſeiner Zeit zwang, ſein Haus zu verlaſſen. In dieſem Jahre 
haben die Offiziere des Kreuzers „Leipzig“, der am 25. Juni unter dem 
Jubel der Bevölkerung in den Danziger Hafen einlief, darauf verzichtet, dem 
Kommiſſar einen Beſuch abzuſtatten. Wenn der Völkerbundskommiſſar 
dieſe Uebergehung feiner Perſon dahin auslegen ſollte, daß nach der Auffaſſung der ver— 
antwortflichen Stellen des Reiches die Exiſtenz eines Ablegers der Genfer Inſtitution auf 
dem deutſchen Boden der Freien Stadt Danzig durch die politiſche Entwicklung der letzten 
drei Jahre ihre Berechtigung eingebüßt hat, ſo wäre das eine Vermutung, die vielleicht 
nicht ganz abwegig iſt. Die polniſche Preſſe zerbricht ſich über die tiefere Bedeutung 
dieſes Verhaltens den Kopf. Sie fragt ſich, ob man die Uebergehung Leſters als eine 
Stellungnahme reichsdeutſcher oder auch Danziger Amtsſtellen auffaſſen 55 und ob 
damit nur die Perſon des derzeitigen Kommiſſars oder die Exiſtenz eines Völkerbunds⸗ 
kommiſſariats überhaupt gemeint war. Der Danziger Korreſpondent des „Kurjer 
Warszawſki“ kann es natürlich nicht unterlaſſen, ſeine Phantaſie in die Zukunft ſchweifen 
zu laſſen und ſeinem Blatt zu berichten, daß der Vorfall „ein deutliches Zeichen der 
vom Reich begonnenen aktiven Politik an der Weichſelmuͤndung und zum mindeſten doch 
ein Verſuch ſei, zu erkunden, welche Reaktion eine ſolche Politik hervorrufen würde“. 
Anders ſieht die in außenpolitiſchen Fragen maßgebende „Gazeta Polska“ dieſe Angelegen⸗ 
heit an. Sie möchte dem Artikel des Gauleikers Forſter keine beſondere Be⸗ 
deutung beimeſſen, da Forſter wohl als Gauleiter der Partei, nicht aber als amtlicher 
Vertreter der Freien Stadt zu den Danziger Problemen Stellung nehmen könne. Sie 
ſchließt ihren Kommentar mit der Bemerkung, daß die „polniſchen Intereſſen in Danzig“ 
geſichert und unangetaſtet bleiben müſſen. Es bleibt dabei unklar, wieſo eine ſo über⸗ 
flüſſige Figur wie ein Völkerbundskommiſſar etwa geeignet ſein könnte, dieſen oft zitierten, 
aber niemals ganz eindeutig umriſſenen „polniſchen Intereſſen“ zu dienen. 
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Sftland » Chronif 


3 Memeldeutfche im litauiſchen Seim 
Nach dem neuen litauiſchen Wahlgeſetz 
hatten die Kreistage der drei memel⸗ 
ländiſchen Kreiſe (Memel⸗Stadt und Land, 
Pogegen und Heydekrug) für die Wahl 
zum Kauener Seim je drei Kandidaten zu 
wählen. Diefe insgefamt 9 memellän- 
diſchen Kandidaten find Ende Mai 
von den Kreistagen (und Vertretern der 
Memeler Stadtverordnetenverſammlung) 
aufgeſtellt worden. Da in allen dieſen 
Körperſchaften die deutſche Einheitsliſte 
über die weit überwiegende Mehrheit ver⸗ 
fügt, find ſelbſtverſtändlich nur deut ſche 
andidaten aufgeſtellt worden. 
Drei von ihnen hat der militäriſche 
Exponent der Schamaitenherrſchaft im 
Memelgebiet wieder von der Liſte 
geftrichen; er hat ſich dabei des Vor⸗ 
wandes bedient, daß die Betreffenden früher 
einer Organiſation angehört haben, deren 
giel nach den Feſtſtellungen des Kauener 
riegsgerichtes die Lostrennnung des 
Memelgebietes von Litauen geweſen ſein 
ſoll. Auch einem vierten Kandidaten ſind 
Schwierigkeiten gemacht worden; bei ihm 
hat man geglaubt feſtſtellen zu können, daß 
er ſeine Stellung als Leiter einer Spar⸗ 
und Darlehnskaſſe „zur Einſchläferung des 
litauiſchen Nationalgefühls“ ausgenutzt hat. 
An der Tatſache, daß ausſchließlich deutſche 
Kandidaten zur Wahl ſtanden, haben die 
Eingriffe freilich nichts zu ändern vermocht. 
Die Wahlen, die am 9. und 
10. Juni ſtattfanden, ſind faſt überall ruhig 
verlaufen. Die Wahlbeteiligung hat in 
Großlitauen im Durchſchnitt etwa 70 v. H. 
betragen; ſie iſt in den einzelnen Landes⸗ 
teilen ſehr verſchieden gemefen. In dem 
politiſch unruhigen Gebiet von Suwalki 
ſind nur etwa 40 v. H. der Wähler zur 
Urne gegangen. Allgemein iſt die Zahl der 
ungültigen Stimmen ſehr beträchtlich ge⸗ 
weſen; zuverläſſige Angaben hierüber liegen 
freilich nicht vor. Von allen Teilen 
des Staatsgebietes hat das 
Memelland am ſchwächſten ge⸗ 
wählt. Von 23 501 Wahlberechtigten 
haben nur 19 757 ihr Wahlrecht ausgeübt. 
Nach dem neuen Wahlrecht hat jeder 
Wähler ſo viel Stimmen abgeben können, 
wie Kandidaten in ſeinem Wahlbezirk auf⸗ 
geſtellt waren, in den drei memelländifchen 
Kreiſen alfo je drei. Die 19 757 memel⸗ 
ländiſchen Wähler hätten alſo über 59 000 
Stimmen abgeben müſſen; in Wirklichkeit 
ſind aber nur etwa 38 000 gültige Stimmen 
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dem lleberfall, dem nur durch 


abgegeben worden. Die meiſten Stimmen 
ſind auf die memelländiſchen Abgeordneten 
Pakalniſchkies (Stadt⸗ und Land⸗ 
kreis Memel), Keßlau (Kreis Heyde⸗ 
krug) und Jurgeleit (Kreis Pogegen) 
entfallen, die damit als Vertreter des 
Memellandes in den litauiſchen Seim 
gewählt worden ſind. 


Erſt wehrlos gemacht, dann überfallen 

Am 16. Juni fand in der Wohnung eines 
deutſchen Beſitzers in Szezepanken, 
Kreis Graudenz, eine Mitgliederzuſammen⸗ 
kunft der Leſſener Ortsgruppe der Deut⸗ 
ſchen 9 ſtatt, an der 20 Mädels 
und Burſchen teilnahmen. Die Polizei, der 
die Zuſammenkunft ordnungsgemäß ange⸗ 
meldet worden war, kontrollierte die Teil⸗ 
nehmer (natürlich erfolglos) nach Waffen. 
Lediglich der Wohnungsinhaber holte aus 
ſeinem Schlafzimmer einen Revolver herbei 
und legte ihn mit dem dazu gehörigen 
gültigen Waffenſchein vor. Die Polizei⸗ 
beamten nahmen ihm Waffe und Schein 
weg und löſten die Zuſammenkunft mit der 
„Begründung“ auf, daß Waffen gefunden 
worden ſeien. Darauf verließen ſie das 
Haus. Was ſie dann getan haben, iſt nicht 
bekannt, läßt ſich aber aus dem, was jetzt 
folgte, entnehmen. In einiger Entfernung 
von dem Hauſe, in dem die Zuſammen⸗ 
kunft ſtattfand, lag eine Gruppe von Polen 
auf der Lauer, die einen die aufgelöſte Ver⸗ 
ſammlung verlaſſenden Deutſchen anfielen 
und ihn durch Steinwürfe im Geſicht ver⸗ 
letzten. Dann rückten die Polen von drei 
Seiten gegen das deutſche Anweſen vor. 
Gegen Haus und Scheune, deren Zugang 
der deutſche Beſitzer mit der Forke ver: 
feidigte, wurden ſieben Schüſſe abgegeben. 
Die an der Verſammlung teilnehmenden 
Mädchen und ein Säugling mußten vor 
den durch die zerſplitternden Fenſter herein⸗ 
geworfenen Steinen auf dem Boden des 
Hauſes in Sicherheit gebracht werden. Bei 
lücklichen 
Zufall kein Menſchenleben zum Opfer ge⸗ 
fallen iſt, wurden 36 Fenſterſcheiben ein⸗ 
geworfen und eine Anzahl Fenſterkreuze 
ausgeſchlagen. Als Wurfgeſchoſſe wurden 
Steine bis 5 Kilo, Zaunlatten, Baum⸗ 
ſtämme und dergleichen benutzt. Das Zer⸗ 
ſtörungswerk dauerte nur wenige Minuten. 
Dann traten wieder die Polizeibeamten, 
die ſich während des Ueberfalles ein wenig 
abſeits gehalten hatten, auf den Plan, taten 
ſehr erſtaunt, behaupteten, von dem Lärm 


und Geſchrei nichts gehört zu haben, und 
entfernten ſich dann wieder, ohne ſich um 
das Geſchehene weiter zu kümmern. Dem 
deutſchen 1 iſt ſein zu Unrecht be⸗ 
ſchlagnahmter Revolver, nachdem der Zweck 
der Beſchlagnahme ja erreicht war, am 
nächſten Tage wieder ausgehändigt worden. 


Hausſuchungen bei der IdP. in Oſt⸗D.⸗S. 
Auf Anordnung der polniſchen Sicher⸗ 


heitsbehörden find? in allen Orts-⸗ 
ruppen der Jungdeutſchen 
Partei in Oſtoberſchleſie n Haus⸗ 


ſuchungen durchgeführt worden. Die Haus⸗ 
ſuchungen erſtreckten ſich auf Akten, Pro⸗ 
pagandamaterial und Liederbücher. Leber 
die Gründe dieſer eigenartigen Maßnahme 
iſt amtlich bisher nichts bekannt gegeben 
worden. Um ſo mehr ſchreibt die polniſche 
Preſſe darüber; ſie iſt beſtrebt, einen Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen der Jungdeutſchen 
Partei und dem ehemaligen „Geheimbund“ 
Manjuras zu konſtruieren. 


Ein merkwürdiger Austauſch 

Von einer Maßnahme, die ſo recht die 
Tendenz der polniſchen Einſtellung zum 
deutſchen Schulweſen erkennen läßt, wurde 
die deutſche Bevölkerung der dicht an der 
Reichsgrenze gelegenen Stadt Bentſchen 
betroffen. Der bisherige deutſche Lehrer 
der dortigen deutſchen Schule, Hans Fol⸗ 
janti, wurde an die polniſche Volks⸗ 
ſchule nach Grätz verſetzt; und der bis⸗ 
her an der Grätzer Schule tätige pol⸗ 
niſche Lehrer Wisniewski kam an feine 
Stelle an die deutſche Schule in Bent: 
ſchen. Die beiden Lehrer ſind alſo gegen 
einander ausgetauſcht worden. 
Die Bentſchener deutſchen Kinder ſind in 
die „Obhut“ eines Nationalpolen gekommen, 
und der deutſche Lehrer iſt an eine fremd⸗ 
völkiſche Schule verbannt, an der er keine 
Möglichkeit hat, noch weiterhin im Beruf 
für ſein Volkstum zu wirken. 


Die Ufa dreht polniſchen Aufſtandsfilm 
Man wird zugeben müſſen, daß es das 
Richtigſte iſt, wenn jeder Staat die Propa⸗ 
ganda, die er braucht, ſelber durchführt. 
Deshalb wird man erſtaunt ſein, zu leſen, 
daß ſich die Ufa „in den Dienſt der pol⸗ 
niſchen Geſchichte“ geſtellt hat. Nach den 
verſchiedenen Kulturfilmen über Städte und 
Menſchen in Polen (dem arg vorbei ge⸗ 
lungenen Film über Krakau, einem Film 
über Warſchau und einem anderen über die 
Goralen), die die Ufa im vergangenen 
Jahre hergeſtellt hat, hat ſie nunmehr mit 
der Produktion eines größeren Spielfilms 


begonnen, deſſen Thema dem polniſchen 
Aufſtand von 1834 entnommen iſt und der 
unter dem Titel „Der Ritt in die 
Freiheit“ herauskommen ſoll. Man 
darf wohl die Hoffnung ausſprechen, daß 
dieſer neue Film, von dem einige Zeitungen 
ſchon, bevor er überhaupt da ift, behaupten, 
daß er einen „Beitrag zur deutſch⸗polniſchen 
Freundſchaft“ bedeute, et was mehr 
Haltung zeigen wird, als jener verun⸗ 
glückte Verſuch eines deutſch⸗polniſchen 
„Gemeinſchaftsfilms“, der unter dem Titel 
„Auguſt der Starke“ einen deutſchen 
Fürſten als einen politiſchen Hanswurſten 
darſtellte, der ſich in der Hauptſache mit 
galanten Amouren und mit der Knickung 
von Hufeiſen befaßt. 


Ein katholiſcher Provinzrevolutionär 

Vor kurzem wurde der im weſtlichen 
Galizien gelegene Ort yslenice von 
einer offenbar gut organiſierten, über 100 
Mann zählenden Terroriſtenbande über⸗ 
fallen. Die dort ſtationierte Polizei wurde 
zerſprengt und die Wohnung des Staroſten 
geplündert. Auch einige Geſchäfte kamen 
zu Schaden. Beim Herannahen von Ver⸗ 
ſtärkungen zogen ſich die Terroriſten in die 
benachbarten Wälder zurück, wo eine 
förmliche Jagd auf ſie veranſtaltet wurde. 
Einige Mitglieder der Bande wurden 
erſchoſſen, andere verhaftet; mit dem Reſt 
ſchlug ſich die Polizei länger als eine Woche 
herum. Das Charakteriſtiſche an dem 
Uleberfall war, daß die Bande mit ent: 
blößten Häuptern, fromme Lieder ſingend, 
als Pilgerzug in yslenice 
einrückte, alſo eine Kriegsliſt anwandte, 
die wohl in früheren Jahrhunderten häufiger 
angewandt worden ſein mag. Die Bande 
beſtand nicht etwa aus linksradikalen 
Elementen, ſondern aus durchweg nament⸗ 
lich bekannten Mitgliedern der Natio⸗ 
naldemokratiſchen Partei; und 
die Mitglieder der Bande beſaßen, wie die 
„Gazeta Polska“ bemerkte, auch noch die 
Frechheit, vorzugeben, „für die Würde und 
die Macht Polens zu kämpfen“. Der 
Organiſator des Ueberfalls war der Vor⸗ 
ſitzende der Krakauer Kreisgruppe der ge⸗ 
nannten Partei, ein Ingenieur Dobo⸗ 
ſzinſki, der auch als politiſcher Schrift⸗ 
ſteller bekannt iſt und erſt kürzlich ſeine 
militäriſchen Uebungen als Reſerveoffizier 
abſolviert hat. Doboszynſki hat in einem 
Buche „Gospodarka Narodowa“ einen 
gründlichen Umbau der polniſchen Volks⸗ 
wirtſchaft nach ſtreng katholiſchen 
Grundſätzen gefordert, die er durch 
ſeinen Raubzug nach Myslenice anſcheinend 
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einmal praftifch vorzuführen gedachte. Es 
handelte ſich bei dem Uleberfall zweifellos 
um eine außergewöhnliche, an Tollheit 
grenzende Tat, die man aber immerhin 
als ſymptomatiſch für die innerpolitiſchen 
Spannungen, die in manchen Teilen Polens 
beſtehen, anſprechen kann. Was Dobos⸗ 
zynſki verſucht hat, war nicht mehr und 
nicht weniger als ein bewaffneter 
Aufſtand, ein Schritt zum Bür⸗ 
gerkrieg, wie es die „Gazeta Polska“ 
genannt hat. Die Regierung hat mit ihren 
Gegenmaßnahmen nicht gewartet, bis die 
ganze Angelegenheit gerichtlich aufgeklärt 
iſt; ſie hat ſich kurzer Hand zwei führende 
Endeken aus Krakau gegriffen und ſie ins 
Iſolierungslager Bereza Kartuska geſteckt. 


„Nichts über Gdingen ſchreiben!“ 

Kürzlich richtete der Staatskommiſſar 
der Stadt Gdingen an den Vertreter einer 
Warſchauer Zeitung, der es für ſeine 
patriotiſche Pflicht hielt, für die pol⸗ 
niſche Hafenſtadt Propaganda zu machen, 
folgende Frage: „Warum ſchreibt man 
überhaupt über Gdingen? Die Reklame 
in der Preſſe, an der faſt alle polniſchen 
Zeitungen beteiligt ſind, hat zur Folge, daß 
rund 1000 Arbeitsloſe aus den ver⸗ 
ſchiedenſten Teilen des Landes allmonat⸗ 
lich nach Gdingen kommen, wäh⸗ 
rend wir trotz beſten Willens nicht im⸗ 
ſtande ſind, ſie zu beſchäftigen. Man 
tut am eſten, nichts über 
Gdingen zu ſchreiben!“ Wer Gdin⸗ 
gen kennt, bemerkte der Krakauer „Jluſtr. 
Kurj. Codz.“ hierzu, könne dem Kommiſſar 
nicht Unrecht geben. Die Zahl der Ein⸗ 
wohner betrage rund 92 000; ſie könne 
jedoch nicht der gleichen Zahl einer be⸗ 
liebigen anderen Stadt gleichgeſetzt werden. 
Denn von dieſen Einwohnern 
ſei ein ungeheurer Prozentſatz 
arbeitslos, während gleichzeitig ein 
großer Teil des dort erwerbstätigen Mittel⸗ 
ſtandes und die meiſten dort berufstätigen 
Angehörigen der beſitzenden Klaſſe nicht in 
Gdingen lebten. Ein Teil von ihnen ſei 
nicht imſtande, die hohen Wohnungsmieten 
zu zahlen und andere „fühlen ſich wohler“ 
in Zoppot oder in Danzig. 


Krakau iſt nicht zu erobern 

Hin und wieder ſtellt der Krakauer 
„Iluſtr. Kurj. Codz.“ nette ironiſche Be⸗ 
trachtungen über polniſche Zuſtände an. 
Man weiß, daß die Maginotlinie 
Frankreich unangreifbar macht. Die Mit⸗ 
teilung aber, daß auch Polen feine Magi⸗ 
notlinie hat, verdankt man dem erwähnten 
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Krakauer Blatt: ſogar beſſer als die fran⸗ 
zöſiſche, garantiert „made in Poland“ und 
außerdem hat ſie keinen Zloty gekoſtet. 
Sie liegt in Weſtgalizien und ihr Aenkeun 
iſt Krakau. Dieſe polniſche Maginot⸗ 
linie aber ſieht ſo aus: „Alle nach 
Krakau führenden Wege und 
Kunſtſtraßen befinden ſich in 
einem jämmerlichen Zuſtand. 
Sie ſind zerſtört, aufgeriſſen und weiſen 
trügeriſche ausgefahrene Löcher auf, die ſich 
bei Unwetter in wahre, mit Schmutz und 
Waſſer gefüllte Feſtungsgräben verwan⸗ 
deln. Ein Bauernfuhrwerk kommt zur Not 
noch durch (es fährt einfach neben der 
Straße), aber kein Auto, und wenn es auch 
den polniſchen Verhältniſſen noch ſo gut 
angepaßt wäre, gelangt ohne zerbrochene 
Federn ans Ziel.“ Polen, heißt es dann, 
brauche keine Maginotlinie mehr, es habe 
ſie ſchon: niemand könne Krakau erobern. 
„Im ganzen Krakauer Gebiet gibt es auch 
nicht einen erträglichen Weg, von Chauſſeen 
erſt gar nicht zu reden! Man iſt oft in 
Verlegenheit, wenn ſich irgendein Aus⸗ 
länder über die Bilanz der Anſtren⸗ 
gungen und Bemühungen in den vielen 
Jahren unſerer Unabhängigkeit erkundigt.“ 
Seit Jahren werde an einer Chauſſee von 
Krakau nach Zakopane gebaut; aber der 
Bau gehe in einem Tempo vor ſich, daß 
man befürchten müſſe, daß der Anfang 
ſchon wieder zerfallen fein wird, ehe der 
letzte Abſchnitt zu Ende geführt ſein wird. 
In Deutſchland ſeien im letzten Jahre mehr 
Straßen gebaut worden, als in Polen ſeit 
1918. An dem größeren Reichtum könne 
das nicht liegen. 


Chlapowſki in den Ruheſtand verſetzt 

Der bisherige polniſche Botſchafter in 
Paris, Chlapowſki, wurde kürzlich 
ſeines Poſtens enthoben; an ſeine Stelle iſt 


der bisherige Botſchafter in Moskau, 
Lukaſiewicz getreten. Dieſer über: 
raſchend gekommene Diplomatenwechſel 


hängt wahrſcheinlich mit den letzten inner⸗ 
politiſchen Ereigniſſen in Frankreich zu⸗ 
ſammen. Chlapowſki hat nur zu den⸗ 
jenigen franzöſiſchen Kreiſen gute Bezie⸗ 
hung gehabt, die durch die Volksfront⸗ 
regierung jetzt in den Hintergrund gedrängt 
worden find. Polen braucht in Paris einen 
Vertreter, der mit den neuen maßgebenden 
Kreiſen umzugehen verſteht und mit deren 
politiſcher Gedankenwelt einigermaßen ver⸗ 
traut iſt. Hierzu erſcheint Lukaſiewicz der 
geeignete Mann, da er die Arbeitsmethoden 
der Sowjets und die Ziele, die dieſe heute 
in Frankreich verfolgen, an der Moskauer 


Quelle hinreichend ftudiert hat. Der in den 
Ruheſtand verſetzte Chlapowſki ift Groß⸗ 
grundbeſitzer aus Poſen. Er war vor dem 
Kriege Mitglied des Deutſchen Reichstages 
und des Preußiſchen Herrenhauſes, gehörte 
ſpäter als Anhänger der Chriſtlich⸗Natio⸗ 
nalen Partei dem polniſchen Sejm an und 
hat unter Witos zeitweiſe den Poſten eines 
Landwirtſchaftsminiſters bekleidet. 1924 
wurde er von dem damaligen Miniſter⸗ 
präſidenten Grabſki als Botſchafter nach 
Paris geſchickt, wo er den Grafen Moritz 
Zamoyſki ablöſte. Chlapowſki hat immer 
zu den polniſchen Diplomaten gehört, die 
das Diktat von Verſailles als die Grund⸗ 
lage aller Dinge anſehen. Deren Zeit iſt 
heute vorbei. 


Polen bei den Olympiſchen Spielen 
Nachdem am 20. Juni die Melde⸗ 
friſt für die Olympiſchen Spiele 
abgelaufen iſt, läßt ſich auch ein 
Ueberblick über die Beteiligung der öſt⸗ 
lichen Nachbarn Deutſchlands an den 
Spielen geben. Neben Deutſchland und den 
USA wird nur Ungarn alle 23 olympi⸗ 
ſchen Spielarten beſetzen. In 19 Sport⸗ 


arten wird Deutſchöſterreich, in 18 
die Tſchechoſlowakei vertreten fein, 
Polen und Südſlawien in 15, 
$Sinnland in 14, Bulgarien in 9, 
Eſtland und Rumänien in 8 und 
Lettland in 6. Litauen nimmt an 
den Olympiſchen Spielen nicht teil. Die 
Gründe mögen dort dieſelben wie in der 
Sowjetunion ſein: Die Bewohner 
dieſes Staates ſollen keine Gelegenheit 
haben, ſich über die wirklichen Verhältniſſe 
im nationalſozialiſtiſchen Deutſchland zu 
orientieren, weil die Kenntnis aus eigener 
Anſchauung berechtigte Zweifel an der 
ſtaatlich beeinflußten Berichterſtattung der 
Landespreſſe hervorrufen würde. Polen 
entſendet für folgende Sportarten olym⸗ 
piſche Kämpfer: Rudern, Fechten, Schießen, 
Boxen, Reiten, Leichtathletik, Fußball und 
Korbball, Radfahren, Schwimmen, Kajak, 
Segeln, Ringen, Turnen. Außerdem be⸗ 
teiligt ſich Polen auch am Kunſtwettbewerb 
mit Gemälden, Graphiken, Bildhauer⸗ 
arbeiten, architektoniſchen und literariſchen 
Arbeiten. Eine Mannſchaft der polniſchen 
Hochſchule für Leibesübungen wird ſich am 
Lager der Sportſtudenten beteiligen. 


Bücher über den Oſten 


König Heinrich I. Von Franz Lüdtke. 
Verlag von Georg Stilke, Berlin 1936. 
208 Seiten. Preis Ganzleinen 6,50 .. 
Vor 1000 Jahren, 936, ſtarb Heinrich I. 
1000 Jahre waren vor ihm vergangen, ſeitdem 
zum erſten Mal germaniſche Stämme „in das 
Licht der Geſchichte eintraten“. Mit ihm be⸗ 
gann das zweite Jahrtauſend der germaniſch⸗ 
deutſchen Geſchichte: die Geſchichte des Deut⸗ 
ſchen Reiches. Die Bedeutung des Lebens⸗ 
werkes Heinrichs iſt von der bis heute vor⸗ 
herrſchenden Geſchichtsſchreibung vielfach ver⸗ 
kannt und noch öfter bewußt herabgeſetzt wor⸗ 
den. Lüdtke hat es ſich zur Aufgabe geſetzt, 
dem Werk dieſes Königs gegenüber den Vor⸗ 
eingenommenheiten und Fehlurteilen früherer 
Forſchung Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen. 
Er ſchildert ihn als den Herrſcher, der die 
Sonderheiten der Stämme in das Gefüge eines 
nach innen wieder befriedeten und nach außen 
wieder erſtarkten Reiches einbaute, der die ver⸗ 
rottete und machtlüſterne römiſche Kirche in 
ihre Grenzen verwies und mit Erfolg der 
Bildung einer volksnahen und reichstreuen deut⸗ 
ſchen Nationalkirche zuſtrebte, der die Waffe 
zur Ueberwindung der verheerenden Ungarnnot 
ſchuf und in kraftvollen Stößen die Macht des 
Reiches von der Saale und Elbe bis zur Oder 
über altgermaniſchen Volksboden ausdehnte, 
der der Entwicklung des Rittertums und des 
Städteweſens fruchtbare Anregung gab, der 


vor allem die endgültige Trennung von der 
karolingiſchen Idee des Frankenreiches vollzog 
und damit zum eigentlichen Schöpfer des 
Deutſchen Reiches wurde. Es iſt ein Verdienſt 
des Verfaſſers, das Bild dieſes Königs von 
den Verzerrungen und Fälſchungen befreit zu 
haben, das eine vom Glanz der ottoniſchen und 
ſtaufiſchen Weltpolitik geblendete und der 
römiſchen Kirche hörige Geſchichtsſchreibung 
dem deutſchen Volke vorgelegt hat. Es iſt ein 
Verdienſt, durch ein nochmaliges eingehendes 
Studium der geſchichtlichen Quellen an dem 
Bild dieſes Königs die Züge eines aus dem 
Volke hervorgegangenen Führers, einer von 
artfremden Einflüſſen freien, ſchöpferiſchen Per⸗ 
ſönlichkeit und eines wahrhaft großen Weg⸗ 
bereiters der deutſchen Entwicklung heraus⸗ 
gearbeitet zu haben. Lüdtke hat im allgemeinen 
darauf verzichtet, ſich mit den Geſchichts⸗ 
ſchreibern, die die deutſche Leiſtung Heinrichs 
beſtreiten oder gering einſchätzen, polemiſch aus⸗ 
einanderzuſetzen. Er hat das, wohl um den 
flüſſigen Gang der Darſtellung nicht zu ſtören, 
mit Abſicht getan. Man wird aber ſagen 
können, daß das Bild des Königs an Klarheit 
und Eindringlichkeit gewonnen hätte, wenn die 
meiſt aus der klerikalen Sphäre ſtammenden 
Motive der „Gegner“ Heinrichs kritiſch heraus⸗ 
gearbeitet worden wären: Man kann Wert und 
Bedeutung eines Mannes auch an ſeinen 
Gegnern erkennen. Verſchiedentlich iſt der Stil, 
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in dem Lüdtke ſchreibt, weniger der eines 
Wiſſenſchaftlers als der eines Dichters. Man 
wird hierzu vielleicht ſagen können, daß ein 
Hiſtoriker, der wirklich die Vergangenheit 
lebendig geſtalten will, immer auch etwas von 
einem Dichter an ſich haben muß. Zuſammen⸗ 
faſſend kann feſtgeſtellt werden, daß das Bild, 
das Lüdtke von Heinrich I. entwickelt, und die 
Art, in der er deſſen Werk gewertet hat, mehr 
dem heutigen geſchichtlichen Empfinden ent⸗ 
ſpricht, als das Urteil der Forſcher, für die das 
Werk dieſes deutſchen Königs vor dem Glanz 
der „römiſchen“ Kaiſer verblaßt. r. K. 


Das Ende von Verſailles. Von Rudolf 
Schricker. Verlag Dr. Friedrich Osmer, 
Berlin SW'̃ 61. 34 Seiten Text, 64 Seiten 
Bilder. Preis 2,85 NA. — Deutſchland war 
bereit, bis zum letzten Maſchinengewehr abzu⸗ 
rüſten, wenn die anderen Staaten bereit 
geweſen wären, das gleiche zu tun. Erſt als 
die anderen ihrer Verpflichtung zur Abrüſtung 
nicht nachkamen, ging Deutſchland daran, ſich 
die Waffen zu ſchaffen, die es braucht, um 
ſeinen Lebensanſpruch den hochgerüſteten Nach⸗ 
barn gegenüber durchſetzen zu können. Daß 
Deutſchlands Anſpruch auf e ift, 
ift von Seiten der ehemaligen Kriegsgegner 
hundertfach beſtätigt worden. Schricker führt 
in ſeinem einleitenden Text eine Reihe bezeich⸗ 
nender Aeußerungen ausländiſcher Staats⸗ 
männer an. Den gewaltigen Rüſtungen der 
anderen Staaten ſtellt er im Bild die frühere 
wehrpolitiſche Ohnmacht Deutſchlands gegen⸗ 
über, um dann das Buch in Bildern von der 
friedlichen Aufbauarbeit des neuen Reiches, die 
im Schutze der neuen Wehrmacht ſteht, aus⸗ 
klingen zu laſſen. Dr. K. 


Schleſien von der Eiszeit bis ins Mittel: 
alter. Einführung in die Bor: und Früh⸗ 
geſchichte des Landes. 
Peterſen. Verlag von Julius Beltz, Hohen⸗ 
ſalza-Berlin⸗Leipzig, 1935. Preis broſchiert 
5,50 AM, gebunden 6,50 AM. — Schleſien 
iſt in bezug auf die vor- und frühgeſchichtliche 
Zeit eine der intereſſanteſten Landſchaften 
Deutſchlands. Sein Boden birgt in über⸗ 
raſchender Fülle Zeugniſſe menſchlicher Sied⸗ 
lungen aus den Jahrtauſenden vor Beginn 
unſerer Zeitrechnung. Prof. Peterſen, der Di⸗ 
rektor des Landesamtes für vorgeſchichtliche 
Denkmalspflege hat mit dem vorliegenden Band 
den ſchon lange erwarteten Wegweiſer durch 
Schleſiens Urgeſchichte geſchaffen, die hier auch 
für den Laien leicht faßbar nach dem Stande 


der neueſten Forſchungen dargeſtellt wird. In 


unanfechtbarer Weiſe wird die Hallloſigkeit 
gewiſſer polniſcher prähiſtoriſcher Theſen be⸗ 
wieſen. 426 Abbildungen ergänzen den Text. 
Für den, der ſich mit ſchleſiſcher und oſtdeut⸗ 
ſcher Vorgeſchichte befaßt, iſt Peterſens Buch 
ein unentbehrlicher Wegweiſer. Dr. K. 

Der Volkswille im Memelgebiet. Von 
Dr Werner Horn. 8 Seiten Text und 
7 Karten auf 7 Tafeln. Sonderdruck aus 
„Petermanns Geographiſchen Mitteilungen“, 
1936, Heft 4. Verlag Juſtus Perthes in 
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Von Prof. Dr. Ernft, 


Gotha. — Das hier in Text und Karte zu: 
ſammengeſtellte Material über Sprache und 
Geſinnung der memelländiſchen Bevölkerung 
ergibt den eindeutigen Nachweis des rein deut⸗ 
ſchen Charakters dieſes Gebietes. Alle Volks⸗ 
befragungen, die im Memelgebiet ſeit deſſen 
Losreißung vom Mutterlande vorgenommen 
worden ſind, haben die Verlogenheit der litau⸗ 
iſchen Agitation unwiderleglich bewieſen. Das 
gilt für die Unterſchriftenſammlung von 1919, 
bei der ſich faſt die geſamte politiſch aktive 
Bevölkerung für ein Verbleiben beim Reiche 
ausſprach, wie für die Unterſchriftenſammlung 
von 1924, bei der 75,7 v. H. der Wahlberech⸗ 
tigten durch ihr öffentliches Eintreten für die 
Errichtung eines Freiſtaates Memel gegen die 
Auslieferung ihrer Heimat an die Litauer 
proteſtierte. Das gilt auch für die Eltern⸗ 
befragung von 1924, bei der für 97,9 v. H. der 
Volksſchüler der memelländiſchen Landkreiſe der 
litauiſche Leſe⸗ und Schreibunterricht abgelehnt 
wurde, wie für die Schulzählung von 1928, 
be’ der entgegen den litauiſchen Behauptungen 
über die ſprachlichen Verhältniſſe des Memel⸗ 
gebietes bei 77,0 v. H. der Schulkinder die 
deutſche Abſtammungsſprache und bei 81,3 v. H. 
die deutſche Denkſprache feſtgeſtellt wurde. Und. 
das gilt vor allem auch für die politiſchen 
Willensbekundungen der Landtagswahlen von 
1926, 1927, 4930, 1932 und 4935, die alle 
ein faſt reſtloſes Bekenntnis der alteingeſeſſenen 
Bevölkerung des Gebietes zur deutſchen Volks⸗ 
und Kulturgemeinſchaft erbrachten. Dieſe ent⸗ 
ſcheidenden Daten für die Erkenntnis des 
memelländiſchen Volkswillens ſind in der vor⸗ 
liegenden Arbeit von Horn im Ueberblick dar⸗ 
geſtellt, kritiſch gewürdigt und nach der Punkt⸗ 
methode überſichtlich gemeindeweiſe auf Karten 
des Memelgebietes eingetragen worden. Dr. K. 


Kärnten, deutſcher Süden. Von Joſef 
Friedrich Perkonig. Leykam⸗Verlag, 
Graz 1935. 180 Seiten Text. 150 ganz: 
ſeitige Kupfertiefdrucke. Preis Ganzleinen 
7.— AM. — Es gibt wenig grenzdeutſche 
Bücher, in denen ſich die hohe Darſtellungskunſt 
des Erzählers in ſo glücklicher Weiſe mit dem 
Können des Lichtbildners verbindet wie hier. 
Perkonig iſt einer der begnadeten Heimat⸗ 
ſchriftſteller, die die Seele einer Landſchaft zu 
beleben und aus der Tiefe eines Volkstums zu 
ſchöpfen verſtehen. Ob er die Drau auf ihrem 
Laufe verfolgt, die ſtille Schönheit des Gail⸗ 
tales malt oder die wuchernde Farbigkeit des 
Lavanttals ſchildert, ob er von den Ferſacher 
Büchſenmachern, von den Arbeitern von 
Viktring, von den ſchweigenden Bergbauern, 
von den liedfrohen Bewohnern der Landmitte oder 
den Kalkbrennern der Karawanken erzählt, 
immer weiß er Landſchaft und Menſchen in 
einer Sprache zu ſchildern, die von dem Reich⸗ 
tum des Wiſſens um die Dinge ſeiner kärnt⸗ 
niſchen Heimat erfüllt iſt. Wenn man beim 
Leſen dieſes Buches eines bedauert, dann das, 
daß es im preußiſchen Oſten noch manche 
Landſchaft gibt, der eine gleich beglückende 
Gabe eines berufenen DR 9. 

I. K. 


